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Hoher: CDU-Agrarpolitiker sollen bei steuerfreier
Risikoausgleichsrücklage endlich liefern

In einer Landtagsdebatte über Witterungsschäden und Risikomanagement in der Landwirtschaft hat
der agrarpolitische Sprecher der FDP/DVP Fraktion, Klaus Hoher, die grün-schwarze Landesregierung
an ihr Versprechen erinnert, sich auf Bundesebene für die Ermöglichung einer steuerbefreiten
Risikoausgleichsrücklage für Betriebe der Land- und Forstwirtschaft einzusetzen.

„Die Forderung nach der Risikorücklage stand 2016 im CDU-Landtagswahlprogramm, sie stand 2017
im Bundestagswahlprogramm und sie steht sogar im grün-schwarzen Koalitionsvertrag. Nur
Bundeslandwirtschaftsministerin Klöckner von der CDU scheint von all diesen Versprechungen heute
nichts mehr wissen zu wollen“, kritisierte Hoher. Die CDU müsse jetzt endlich liefern.

Hoher erinnerte daran, dass die FDP/DVP Fraktion der grün-schwarzen Landesregierung im Mai 2017
mit einer Großen Anfrage zahlreiche Möglichkeiten aufgezeigt hatte, wie die Rahmenbedingungen für
das betriebliche Risikomanagement der Landwirte verbessert werden und die zunehmenden
Witterungsrisiken besser abgefedert werden könnten. „Die schwarz-gelbe Bundesregierung hat 2012
Mehrgefahrenversicherungen für mehrere Witterungsrisiken weitgehend von der Versicherungssteuer
befreit. Ich denke, hier sollte noch das bisher nicht enthaltene Kumulrisiko Dürre ergänzt werden“,
sagte Hoher. Zudem könnten die Rahmenbedingungen für die Förderung von Investitionen in
risikomindernde Technik wie Beregnungsanlagen oder Hagelschutznetze im Rahmen der
Gemeinschaftsaufgabe Agrarstruktur und Küstenschutz (GAK) noch verbessert werden.

Bei der Forderung nach staatlich subventionierten Ernteausfallversicherungen gab sich Klaus Hoher
skeptisch. „Die Verbesserungen im Steuerrecht und bei der Agrarinvestitionsförderung haben aus
unserer Sicht klar Vorrang“, sagte Hoher. Erstens führten staatliche Subventionen für Versicherungen
immer zu Mitnahmeeffekten der Versicherungswirtschaft. Zweitens werde es kaum zu der von Grün-
Schwarz geforderten Drittelfinanzierung der Versicherungen durch Bund, Länder und Landwirte
kommen. „Der Bund hat der Agrarministerkonferenz bereits mitgeteilt, dass er sich
verfassungsrechtlich gar nicht für zuständig hält“, merkte Hoher an. Zudem habe die
Bundesregierung den Ländern mitgeteilt, dass Berlin im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe
Agrarstruktur und Küstenschutz kein zusätzliches Geld bereitstellen werde. Vor diesem Grund erwecke
der grün-schwarze Vorstoß für Versicherungssubventionen den Eindruck eines Ablenkungsmanövers,
um zu verdecken, dass im Steuerrecht bisher nichts umgesetzt worden sei. „Hören Sie auf
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Luftschlösser zu bauen und setzen Sie endlich Ihr Versprechen der steuerfreien
Risikoausgleichsrücklage um!“, sagte Hoher.


